Satzung von digitalcourage e.V.

in der Fassung vom 23. Juni 2015

Praambel:

Die Informationsgesellschaft unserer Tage ist onne Computer nicht mehr denkbar. Die
Einsatzmdglichkeiten der automatisierten Datenverarbeitung und Datentbermittiung bergen
Chancen, aber auch Gefahren fiir den Einzelnen und fir die Gesellschaft. Informations- und
Kommunikationstechnologien veréandern das Verhaltnis Mensch-Maschine und der Menschen
untereinander. Die Entwicklung zur Informationsgesellschaft erfordert ein neues Menschenrecht
auf weltweite ungehinderte Kommunikation. Der FoeBuD ist eine galaktische Gemeinschaft von
Lebewesen, unabhangig von Alter, Geschlecht und Rasse sowie gesellschaftlicher Stellung, die
sich grenzuberschreitend fur Informationsfreiheit einsetzt und mit den Auswirkungen von
Technologien auf die Gesellschaft sowie das einzelne Lebewesen beschaftigt und das Wissen um
diese Entwicklung fordert.

Bielefeld, den 30. Mai 1987

geandert It. Beschluss der Mitgliederversammlung vom 31. Januar 1988
geandert It. Beschluss der Mitgliederversammlung vom 20. Juni 1993
geandert It. Beschluss der Mitgliederversammlung vom 1. Dezember 2007
geandert It. Beschluss der Mitgliederversammlung vom 27. Marz 2009
geandert It. Beschluss der Mitgliederversammlung vom 27. Oktober 2012

geandert It. Beschluss der Mitgliederversammlung vom 23. Juni 2015

1 Name, Sitz, Geschiftsjahr

(1) Der 1987 gegriindete 'Verein zur Férderung des 6ffentlichen bewegten und unbewegten
Datenverkehrs e.V.' (kurz: FoeBuD) fuhrt seit 2012 den Namen 'digitalcourage e.V.". Er hat seinen
Sitz in Bielefeld und ist dort im Vereinsregister eingetragen.

(2) Das Geschéftsjahr entspricht dem Kalenderjahr.

2 Zweck und Gemeinniitzigkeit

(1) Der Verein verfolgt folgende Zwecke auf dem Gebiet der Kommunikations- und
Informationstechnologien sowie verwandter Bereiche und deren sozialen und politischen
Zusammenhange:

a) Férderung von Wissenschaft und Forschung,

b) Forderung der Jugendhilfe,

c) Férderung von Kunst und Kultur,

d) Férderung der Volks- und Berufsausbildung,

e) Foérderung des Volkerverstandigungsgedankens,

f) Férderung des Verbraucherschutzes.
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(2) Zur Erreichung seiner Zwecke macht der Verein insbesondere Folgendes, wobei jeweils ein
schopferisch-kritischer Umgang mit Technik angestrebt wird und vorrangig Jugendliche
einbezogen werden:

a) regelmalige offentliche Treffen und Durchflihrung von Informationsveranstaltungen,
b) Veranstaltung und/oder Férderung internationaler Kongresse, Treffen und Telekonferenzen,

c) Gestaltung, Verbreitung und/oder inhaltliche Beteiligung an einem oder mehreren
Veroffentlichungsmedien,

d) Offentlichkeitsarbeit und Telepublishing in allen Medien,
e) Arbeits- und Erfahrungsaustauschkreise,
f) wissenschaftliche Vortrage an Hochschulen im Bereich Datenschutz und Kommunikation,

g) Begleiten, Verstandlichmachen, AnstoRen und Kommentieren kultureller, technischer und
politischer Entwicklungen in der Gesellschaft,

h) Stellungnahmen zu neuen Entwicklungen und aktuellen Fragestellungen rechtlicher und
technischer Art in Kommunikations- und Informationstechnologien,

i) Unterstutzung und Durchflihrung kinstlerischer und kultureller Vorhaben,
j) Unterstitzung und Durchfiihrung von Bildungs- und Ausbildungsmafnahmen,

k) Entwicklung und Unterstitzung weltweiter demokratischer Kommunikationsstrukturen unter
Einbeziehung insbesondere von Jugendlichen.

l) Bekdmpfen von VerstéRen gegen das Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb und andere
Verbraucherschutzgesetze insbesondere im Bereich des Datenschutzes durch geeignete
Mafnahmen, erforderlichenfalls auch durch das Fihren von Zivilprozessen, Stellen von
Strafantragen und Strafanzeigen. Zu diesem Zweck strebt der Verein seine Anerkennung als
qualifizierte Einrichtung i.S.d. §§ 3,4 UKlaG an.

(3) Der Verein verfolgt ausschlieRlich und unmittelbar gemeinnitzige Zwecke im Sinne des
Abschnitts "Steuerbegiinstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Er ist selbstlos tatig und verfolgt
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(4) Mittel des Vereins dirfen nur fur die satzungsmafigen Zwecke verwendet werden. Die
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Keine Person darf durch
Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhaltnismaflig hohe
Vergutungen beginstigt werden.

3. Mitgliedschaft

(1) Der Verein hat ordentliche Mitglieder, Férdermitglieder und Ehrenmitglieder. Mitglieder kénnen
naturliche und juristische Personen, Handelsgesellschaften, nicht rechtsfahige Vereine sowie
Anstalten und Koérperschaften des offentlichen Rechts sein.

(2) Die Beitrittserklarung erfolgt schriftlich oder fernschriftlich gegenliber dem Vorstand. Uber die
Annahme der Beitrittserklarung entscheidet der Vorstand. Die Mitgliedschaft beginnt mit der
Annahme der Beitrittserklarung. Bei der Stellung eines Antrags auf Mitgliedschaft gibt der/die
Antragsteller(in) an, ob eine ordentliche Mitgliedschaft oder eine Fordermitgliedschaft gewilinscht
ist.

(3) Es ist méglich, einen Antrag auf Anderung des Mitgliedsstatus von Férdermitglied auf
ordentliches Mitglied und umgekehrt zu stellen. Auch Uber diesen Antrag entscheidet der Vorstand.

(4) Die Mitgliedschaft endet durch Austrittserklarung, durch Tod von naturlichen Personen oder
durch Auflésung und Erléschen von juristischen Personen, Handelsgesellschaften, nicht
rechtsfahigen Vereinen sowie Anstalten und Korperschaften des 6ffentlichen Rechtes oder durch
Ausschluss; die Beitragspflicht fir das laufende Geschaftsjahr bleibt hiervon unberthrt.
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(5) Der Austritt ist nur zum Schluss eines Geschéaftsjahres zuldssig; die Austrittserklarung muss
spatestens drei Monate vor Ablauf des Geschéaftsjahres gegentber dem Vorstand schriftlich
abgegeben werden.

(6) Die Mitgliederversammlung kann solche Personen, die sich besondere Verdienste um den
Verein oder um die von ihm verfolgten satzungsgemafien Zwecke erworben haben, zu
Ehrenmitgliedern ernennen. Ehrenmitglieder haben alle Rechte eines ordentlichen Mitglieds. Sie
sind von Beitragsleistungen befreit.

4 Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Die Mitglieder werden regelmaRig Uber die Arbeit des Vereins informiert und kénnen an den
Veranstaltungen des Vereins teilnehmen. Sie kénnen Vorschlage zur Arbeit des Vereins machen
und sich beim Verein zu Fragestellungen im Umfeld der satzungsgemalen Zwecke des Vereins
informieren.

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, die festgelegten Mitgliedsbeitrage zu zahlen und die
satzungsgemalen Zwecke des Vereins aktiv oder fordernd zu unterstitzen.

(3) Ordentliche Mitglieder haben ein Interesse, sich aktivim Sinne der satzungsgemalen Zwecke
des Vereins einzubringen und seine Anliegen zu férdern. Sie haben die vom Gesetz
Vereinsmitgliedern eingerdumten Rechte, insbesondere das Stimmrecht in der
Mitgliederversammlung, sowie alle Rechte von Férdermitgliedern.

(4) Foérdermitglieder unterstutzen die Arbeit des Vereins insbesondere durch regelmafige
finanzielle Beitrage. Sie haben kein Stimmrecht in der Mitgliederversammlung, jedoch ein
Informationsrecht in Bezug auf die Belange des Vereins.

5 Ausschluss eines Mitgliedes

(1) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes ausgeschlossen werden, wenn es das
Ansehen des Vereins schadigt, seinen Beitragsverpflichtungen nicht nachkommt oder wenn ein
sonstiger wichtiger Grund vorliegt. Der Vorstand muss dem auszuschlieRenden Mitglied den
Beschluss in schriftlicher Form unter Angabe von Grinden mitteilen und ihm auf Verlangen eine
Anhoérung gewahren.

(2) Gegen den Beschluss des Vorstandes ist die Anrufung der Mitgliederversammlung zulassig.
Bis zum Beschluss der Mitgliederversammlung ruht die Mitgliedschaft.

6 Beitrag
(1) Der Verein erhebt einen Beitrag. Das Nahere regelt eine Beitragsordnung.

(2) Im begrundeten Einzelfall kann fur ein Mitglied durch Vorstandsbeschluss ein von der
Beitragsordnung abweichender Beitrag festgesetzt werden.

7 Organe des Vereins

Die Organe des Vereins sind
1.die Mitgliederversammlung
2.der Vorstand

8 Mitgliederversammlung

(1) Oberstes Beschlussorgan ist die Versammlung der ordentlichen Mitglieder, im folgenden
.Mitgliederversammlung®. Ihrer Beschlussfassung unterliegen

1.) die Genehmigung des Finanzberichtes
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2.) die Entlastung des Vorstandes,

3.) die Wahl der einzelnen Vorstandsmitglieder,

4.) die Bestellung von Kassenprifer(inne)n,

5.) Satzungsanderungen,

6.) die Genehmigung der Beitragsordnung,

7.) die Richtlinie Uber die Erstattung von Reisekosten und Auslagen,
8.) Antrage des Vorstandes und der ordentlichen Mitglieder,

9.) die Ernennung von Ehrenmitgliedern,

10.) Die Beschlussfassung Uber eine Geschaftsordnung zur Einrichtung unselbstandiger
Vereinsuntergliederungen.

11.) die Auflésung des Vereins.

(2) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal im Jahr statt. AuRerordentliche
Mitgliederversammlungen werden auf Beschluss des Vorstandes abgehalten, wenn die Interessen
des Vereins dies erfordern, oder wenn mindestens 1/10 der ordentlichen Mitglieder dies unter
Angabe des Zweckes schriftlich beantragen. Die Einberufung der Mitgliederversammlung durch
den Vorstand erfolgt schriftlich oder in Textform — insbesondere per E-Mail — an die dem Verein
zuletzt vom Mitglied bekannt gegebene Anschrift. Die Einladungsfrist betragt mindestens zwei
Wochen, wobei der Tag der Absendung und der Tag der Versammlung nicht mitgerechnet
werden.Hierbei sind die Tagesordnung bekanntzugeben und ihr die nétigen Informationen
zuganglich zu machen. Antradge zur Tagesordnung sind mindestens drei Tage vor der
Mitgliederversammlung bei der Geschaftsstelle einzureichen. Uber die Behandlung von
Initiativantragen entscheidet die Mitgliederversammlung.

(3) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfahig, wenn mindestens fiinfzehn Prozent aller
ordentlichen Mitglieder oder mindestens zwanzig ordentliche Mitglieder anwesend sind und
ordnungsgemal eingeladen wurde. Beschllsse sind jedoch giltig, wenn die Beschlussfahigkeit
vor der Beschlussfassung nicht angezweifelt worden ist. Wird das Quorum nicht erreicht und ein
gefasster Beschluss angezweifelt, so ist die Mitgliederversammlung erneut einzuberufen, die in
jedem Fall beschlussfahig ist.

(4) Beschlisse Uber Satzungsanderungen und Uber die Aufldsung des Vereins bedurfen zu ihrer
Rechtswirksamkeit der Dreiviertelmehrheit der anwesenden ordentlichen Mitglieder. In allen
anderen Fallen genlgt die einfache Mehrheit.

(5) Jedes ordentliche Mitglied hat eine Stimme. Juristische Personen haben eine(n)
Stimmberechtigte(n) schriftlich zu bestellen.

(6) Auf Antrag eines ordentlichen Mitgliedes ist geheim abzustimmen. Uber die Beschliisse der
Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Versammlungsleiter(in) und dem
Protokollfuhrer(in) zu unterzeichnen ist; das Protokoll ist allen Mitglieder zuganglich zu machen
und auf der nachsten Mitgliederversammlung genehmigen zu lassen.

9 Vorstand

(1) Mitglied des Vorstandes kann jede naturliche Person aus dem Kreis der ordentlichen Mitglieder
werden, die das 18. Lebensjahr vollendet hat. Der Vorstand besteht aus:

1.Vorsitzende(r)
2 Vorsitzende(r)
3.Vorsitzende(r)
(2) Vorstand im Sinne des 26 Abs. 2 BGB sind die Vorstandsmitglieder. Die Vertretungsmacht ist
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im Innenverhaltnis durch Beschliisse des gesamten Vorstandes begrenzt.

(3) Der Vorstand beschliel3t mit der Mehrheit seiner satzungsgemalfen Mitglieder. Sind zwei oder
mehr Vorstandsmitglieder dauernd an der Ausubung ihres Amtes gehindert, so sind unverziglich
Nachwahlen fur den Rest der Amtszeit anzuberaumen.

(4) Die Amtsdauer der Vorstandsmitglieder betragt zwei Jahre. Die Vorstandmitglieder bleiben
jedoch bis zur Neuwahl im Amt. Wiederwahl ist zulassig.

(5) Der Vorstand ist Dienstvorgesetzter aller vom Verein angestellten Mitarbeiter(innen); er kann
diese Aufgabe einzelnen Vorstandsmitgliedern Ubertragen. Sofern ein Vorstandsmitglied im
Dienstverhaltnis zum Verein steht, ist die Dienstvorgesetztenfunktion auf die tbrigen
Vorstandsmitglieder beschrankt.

(6) Bevor ein Vorstandsmitglied ein Dienstverhaltnis mit dem Verein eingeht, muss der Vorstand
hierzu auf die jeweilige Person bezogen von der Mitgliederversammlung zu einem entsprechenden
Beschluss ermachtigt werden.

(7) Der Vorstand bestimmt eines seiner Mitglieder zur/m Schatzmeister(in). Der/Die
Schatzmeister(in) Gberwacht die Haushaltsfihrung und verwaltet das Vermdgen des Vereins.
Er/Sie hat auf eine sparsame und wirtschaftliche Haushaltsfihrung hinzuwirken. Mit dem Ablauf
des Geschaftsjahres stellt er/sie unverztiglich die Abrechnung sowie die Vermogensibersicht und
sonstige Unterlagen von wirtschaftlichem Belang den Kassenprufer(innen) des Vereins zur Prufung
zur Verfigung.

(8) Die Vorstandstatigkeit ist grundsatzlich ehrenamtlich; Vorstandsmitglieder haben Anspruch auf
Erstattung notwendiger Auslagen im Rahmen einer von der Mitgliederversammlung zu
beschlieBenden Richtlinie Uber die Erstattung von Reisekosten und Auslagen.

(9) Der Vorstand kann einen "Wissenschaftlichen Beirat" einrichten, der flir den Verein beratend
und unterstitzend tatig wird; in den Beirat konnen auch Nicht-Mitglieder berufen werden.

10 Kassenprifer(innen)

(1) Zur Kontrolle der Haushaltsfuhrung bestellt die Mitgliederversammlung zwei
Kassenprufer(innen) fur die Dauer von zwei Jahren. Wiederholte Bestellung ist zuldssig. Nach
Durchfiihrung ihrer jahrlichen Priifung geben sie dem Vorstand Kenntnis von ihrem
Prufungsergebnis und erstatten der Mitgliederversammlung Bericht.

(2) Die Kassenprtufer(innen) durfen nicht dem Vorstand angehdren.

11 Auflésung des Vereins

Bei Auflésung des Vereins oder bei Wegfall der Gemeinnutzigkeit fallt das Vermégen des Vereins
an den "Madchenhaus e.V., Bielefeld", der es unmittelbar und ausschlieBlich fir gemeinnutzige
Zwecke zu verwenden hat.

12 Ubergangsbestimmungen

Alle Mitglieder, die vor dem 27.3.2009 eingetreten sind, sind als ordentliche Mitglieder eingetreten.

Satzung digitalcourage e.V. (Fassung vom 23. Juni 2015) Seite 5 von 5



	Satzung von digitalcourage e.V.
	in der Fassung vom 23. Juni 2015
	1 Name, Sitz, Geschäftsjahr
	2 Zweck und Gemeinnützigkeit
	3. Mitgliedschaft
	4 Rechte und Pflichten der Mitglieder
	5 Ausschluss eines Mitgliedes
	6 Beitrag
	7 Organe des Vereins
	8 Mitgliederversammlung
	9 Vorstand
	10 Kassenprüfer(innen)
	11 Auflösung des Vereins
	12 Übergangsbestimmungen


